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Von Benno Schirrmeister

Herbstzeit ist Pflanzzeit, und 
günstig schönes Grün für den ei-
genen Garten oder Balkon kann 
man kommenden Sonntag auf 
dem Lucie-Flechtmann-Platz ab-
stauben: Die Anwohner*innen-
Initiative gräbt die Stauden 
aus, mit denen sie seit vier Jah-
ren in Hochbeeten aus Bäcker-
kisten und Europaletten die 
Betonwüste im Zentrum der 
Neustadt in deren grünes Herz 
verwandelt hatte. Der selbstor-
ganisierte, temporäre Gemein-
schaftsgarten muss weg.

Nicht, weil das Projekt „Ab 
geht die Lucie“ am Ende wäre, 
sondern ganz im Gegenteil: 
Nach langem Ringen mit den 
Behörden gibt es für die Initi-
ative nun eine klare Zukunfts-
perspektive: „Wir haben den 
Nutzungsvertrag mit der Stadt 
unterzeichnet“, so Initiatorin 
Eva Kirschenmann. Nötig sind 
Kontrakt und Verpflanzungen, 
weil man eben kein Provisorium 
bleiben will: Aus der temporä-
ren Intervention in den öffent-

Der Garten muss weg
Am Lucie-Flechtmann-Platz buddeln die AnwohnerInnen die Stauden aus, mit denen sie 
die Betonbrache begrünt haben: Die temporäre Intervention wird zum dauerhaften Park

Diese Pflanzen sind jetzt legal, suchen aber trotzdem neue Besitzer*innen: Gartenprojekt „Ab geht die Lucie“  Foto: Michalak/Fotoetage

Angriff auf Büro der  
Polizeigewerkschaft
Unbekannte haben Scheiben  
und Eingangstür der Polizeige-
werkschaft GdP in der Nacht zu 
Mittwoch zerstört. Nach Anga-
ben der Polizei ist ein Sachscha-
den in Höhe von 800 Euro ent-
standen. In derselben Nacht 
wurde zudem auf ein gegenüber 
liegendes Gebäude „Freiheit für 
alle G20-Gefangenen“ gesprüht. 
Der Staatsschutz soll nun ermit-
teln, ob ein Zusammenhang be-
steht. (taz)

IG Bau kritisiert zu  
laxe Zollkontrollen
Der Zoll tut zu wenig gegen 
Schwarzarbeit. Das zumindest 
kritisiert die Industriegewerk-
schaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG 
Bau). Demnach gab es in Bre-
men im ersten Halbjahr mit 
260 Kontrollen 30 Prozent we-
niger als im Vorjahr. Das Risiko, 
erwischt zu werden, sei für Un-
ternehmen mit „unsauberen 
Praktiken“ gesunken. (taz)

nachrichten

lichen Raum soll dauerhaft ein 
echter kleiner Park werden, mit 
über 700 Quadratmeter Rasen-
fläche und gut 400 Quadratme-
tern Beeten zum Gärtnern, mit 
Aufenthaltsqualität und mit ei-
ner Bühne im Zentrum.

Obwohl von allen Seiten, vom 
Beirat übers Ortsamt bis zum Se-

nat, begeistert begrüßt, haben 
die Macher*innen von „Ab geht 
die Lucie“ und dem da raus ent-
standenen Verein Kultur-Pflan-
zen um die Verrechtlichung 
ihres Projekts kämpfen müs-
sen. Zuletzt hatte es geheißen, 
im  April liege der Vertrag vor. 
Ende September hat es endlich 
geklappt.

Wie sich die Nachbarschaft 
in Absprache mit der Kita und 
dem Altenheim am Platz, den 
ganz für Autos zurechtgemach-
ten öffentlichen Raum zurück-
erobert haben, das hatte auch 
jenseits von Bremen Aufmerk-
samkeit erregt. Gerade erst ist 
die „Lucie“ zum Bremischen 
Landessieger des Deutschen 
Nachbarschaftswettbewerbs ge-
kürt worden.

Zudem fand das Bundesum-
weltministerium die Idee, am 
Rande des urbanen Gartens eine 
Klimawerkstatt anzusiedeln, für 
förderungswürdig: Aus dem 
Programm „Kurze Wege für den 
Klimaschutz“ wird die Einrich-
tung bezuschusst. In Workshops, 
Diskussionen und in Werkstät-

ten sollen nun nachbarschaftli-
che Klimaschutzprojekte star-
ten.

Das Herzstück aber ist die 
Platzgestaltung, die als das 
erste basisdemokratische Stadt-
raum-Entwicklungsprojekt Bre-
mens gilt: Die Vorstellungen der 
Anwohner*innen hatte das Büro 
Protze und Theiling in Abstim-
mung mit Stadtplaner Christian 
Schilling vom Bauressort schon 
2015 in professionelle Pläne ge-
gossen. Verwirklichen kann 
man die aber erst, wenn die 
Fläche entsiegelt ist. Das Pflas-
ter muss weg.

Nachdem die Pflanzen an die-
sem Sonntag ausgebuddelt und 
zur Adoption freigegeben wer-
den, steht fürs Wochenende eine 
erste Abrissparty an: Samstag 
und Sonntag soll ab zehn Uhr 
die Platzmöblierung komplett 
beseitigt werden. „Am Ende sol-
len nur zwei große Haufen auf 
dem Platz übrig bleiben“, so der 
Plan, „einer für Grünabfall und 
einer für Holz.“ Die wird man 
dann am Montag abholen las-
sen.

Bund der Steuerzahler  
meckert mal wieder
Der Neubau des Klinikums Bre-
men-Mitte ist aus Sicht des Bun-
des der Steuerzahler (BdSt) zu 
teuer. Beim Klinikneubau hät-
ten sich die Kosten „wegen einer 
Vielzahl von Fehlern, Versäum-
nissen und Pannen“ gesteigert: 
Statt geplanter 230,8 Millionen 
Euro werde das Krankenhaus 
350 Millionen Euro kosten und 
später fertig. Eine Sprecherin 
der Gesundheit Nord machte 
hingegen externe Faktoren wie 
Sturmschäden und Klagen vor 
der Vergabekammer verant-
wortlich. Des Weiteren meckerte 
des BdSt über die 2014 fertig ge-
stellte Verlängerung der Stra-
ßenbahnlinie – die Verlänge-
rung habe sich angesichts zu op-
timistischer Fahrgastprognosen 
„als teurer Flop erwiesen“. Auch 
die BSAG widersprach deutlich: 
Das Fahrgastaufkommen sei so 
hoch wie erwartet. Man wisse 
nicht, mit welchen Zahlen der 
BdSt rechne. (taz)

taz: Herr Geffken, Sie sind Anwalt für Arbeits-
recht. Was mache ich, wenn mein Chef mich 
ungerecht behandelt?
Rolf Geffken: Ungerecht behandelt fühlen 
sich einige. Für viele Fälle gibt es eine juristi-
sche Antwort. Leider ist die Bereitschaft, sich 
zu wehren, gesunken. Viele Menschen haben 
Angst vor Konsequenzen und nehmen des-
halb die Rechte, die ihnen zustehen, nicht 
mehr wahr.
Ihre Kampagne heißt „Wir schaffen Betriebs-
räte“. Warum gibt es zu wenige?
Eigentlich ist die Schaffung von Betriebsräten 
die Aufgabe der Gewerkschaften, die sich je-
doch nicht immer darum bemühen. Mit unse-
rer Kampagne möchten wir uns deswegen wie-
der verstärkt für die Gründung von Betriebsrä-
ten einsetzen. Es ist deshalb möglich, sich bei 
uns juristische Unterstützung zu holen.
Wieso schaffen es die Gewerkschaften kaum 
noch, für die Einrichtung von Betriebsräten 
zu sorgen? 
Es gibt immer weniger Gewerkschaftssekre-
täre, die für die Gründung von Betriebsräten 
zuständig sind. Es fehlt vielerorts an Personal. 
Dies wirkt sich negativ auf die Neugründun-
gen aus.
Wie geht man bei der Neugründung eines Be-
triebsrates am besten vor?
Wichtigster Schritt bei der Neugründung eines 
Betriebsrats ist die Bekanntgabe einer Wahlver-
sammlung und die damit einhergehende Wahl 
eines Wahlvorstandes. Nur so kommt man als 
Betriebsrat in den Genuss von Schutzbestim-
mungen.
Muss man bei der Gründung eines Betriebs-
rats mit Gegenwehr rechnen? 
Ja, auf Gegenwehr stößt man in den meisten 
Fällen. Das ist dann nicht immer extremer Wi-
derstand, aber eine Politik der Nadelstiche. Die 
Wählerlisten werden nicht vollständig ausge-
händigt oder die Wahl wird intern angefoch-
ten. Viele ziehen sich dann ins stille Kämmer-
lein zurück. Mit unserem Vortrag möchten wir 
Arbeitnehmer juristisch unterstützen und er-
mutigen, sich weiterhin für die Neugründung 
von Betriebsräten einzusetzen.
 Interview Paula Högermeyer

„Auf Gegenwehr 
stößt man in 
den meisten 
Fällen“

heute in bremen

Rolf Geffken, 65, 
ist Fachanwalt 

für Arbeitsrecht 
und Gründer der 

Anwaltskanzlei 
Rat&Tat in 
Hamburg.
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das trenchcoat-wetter
In ihrer Mittagspause stand eine Frau im Park 
plötzlich einem Exhibitionisten gegenüber: „Er 
schaute sie an und onanierte dabei“, schreibt die 
Polizei, die den Täter stellte – „die Ermittlungen dau-
ern an“. Ein langer Mantel empfiehlt sich auch 
dringend bei Regen und 14 Grad

Platzgeschichte

Für eine Million Euro zubeto-
niert und nach Fischhändlerin 
Lucie Flechtmann benannt 
worden war die Fläche zwischen 
Wester-, Bierbaum- und 
Grünenstraße im Jahr 2003.

Bausenator Jens Eckhoff 
(CDU) feierte die Parkraumer-
weiterung damals als „städte-
bauliche Verbesserung“.

Den verwüsteten Freiraum 
erobern sich die Anlieger seit 
2013 durch Pflanz- und 
Kulturaktionen zurück.

Vortrag über 
die Kampagne 

„Wir schaffen 
Betriebsräte“, 

18 Uhr, 
Kulturhaus 

Pusdorf

Von Simone Schnase

Der Weg ist geebnet für die ge-
plante Wohnbebauung der Ga-
lopprennbahn in der Vahr: Wirt-
schaftssenator Martin Günth-
ner (SPD) hat am Mittwoch 
mitgeteilt, dass der Golfklub, der 
eine Fläche der Rennbahn nutzt, 
vorzeitig aus seinem Pachtver-
trag aussteigt – für knapp vier 
Millionen Euro. „Unverschämt 
viel Geld“, kritisiert die Links-
fraktion. Und auch Jens Eck-
hoff (CDU) bezweifelt, dass es 
sich hierbei um ein „gutes Ge-
schäft“ handelt.

Aber genau das behauptet 
der Wirtschaftssenator: „Die 
Summe hätte nicht geringer 
ausfallen können – es sei denn, 
die Golf-Range hätte auf etwas 
verzichtet“, sagt dessen Sprecher 
Tim Cordßen. Den 3,89 Millio-
nen Euro, für die der Golfklub 

bereit ist, im Jahr 2020, statt 
erst 2034 zu weichen, lägen „re-
ale Geschäftszahlen zugrunde, 
von Wirtschaftsprüfern testiert“. 
Dazu gehörten unter anderem 
Faktoren wie die entgangenen 
Gewinne des Klubs bis zum Jahr 
2034 und die Kosten für die Auf-
lösung des Geschäftsbetriebs: 
„Das würfelt man ja nicht aus“, 
sagt Cordßen.

Eckhoff ist sich da nicht so si-
cher. Ihm erscheine die Summe 
„sehr, sehr hoch“, sagt er: „Ich 
werde an die Finanzsenatorin 
schreiben, um die Basis zu er-
fahren und auch, ob es ein se-
riöses Gutachten darüber gibt.“

Er spricht in einem Face-
book-Beitrag von „rot-grüner 
Ideologie“ und konkretisiert 
gegenüber der taz: „Natürlich 
ist knapper Wohnraum in Bre-
men ein Thema, aber in Brok-
huchting gibt es ein schon lange 

erschlossenes Gebiet – dagegen 
hatten aber die Grünen etwas“ – 
genauso wie gegen die Galopp-
rennbahn: „Das war ja immer 
schon ein großes Thema der 
Grünen.“ Statt dessen werde 
nun der „ohnehin schon sehr 
dicht bebaute Bremer Osten“ 
noch weiter zugebaut.

Der geplanten Bebauung der 
Galopprennbahn stand bis jetzt 
der Golfklub wegen seines lan-
gen Pachtvertrages im Wege. 
Der Rennbahn war bereits im 
letzten Jahr gekündigt worden 
– zum voraussichtlich letzten 
Mal sollen dort am 22. Okto-
ber Pferde laufen. „Eine Rand-
bebauung des Areals mit Erhalt 
der Nutzung beider Anlagen 
wäre sinnvoll gewesen“, sagt Eck-
hoff, der das Gelände als „grüne 
Lunge“ bezeichnet.

Damit ist er auf Linie mit der 
Bürgerinitiative gegen die Be-

bauung der Rennbahn in der 
Vahr – und mit der Linksfrak-
tion: Der Senat, kritisiert de-
ren stadt- und baupolitische 
Sprecherin Claudia Bernhard, 
„übergeht den Beirat und die 
AnwohnerInnen“. Außerdem er-
zeuge die „hohe Ablöse“ einen 
„Refinanzierungsdruck“, der 
Bauinvestoren zum Zuge kom-
men lasse, „während Anwohner 
und Mietsuchende mit gerin-
gem Einkommen in die Röhre 
schauen“.

Von „Druck“ könne laut Wirt-
schaftssenator indes keine Rede 
sein. Natürlich könne man 
noch nicht sagen, wie hoch die 
Grundstückspreise ausfielen, 
sagt Cordßen, „aber es gibt Er-
fahrungswerte, aus denen wir 
ganz klar sagen können, dass 
wir das Geld aus dem Erlös pro-
blemlos wieder erwirtschaften 
werden“.

Der letzte Abschlag
Fast vier Millionen Euro zahlt Bremen dem Golfklub in der Vahr, damit er zugunsten von Wohnbebauung 
vorzeitig sein Grün räumt. Ein gutes Geschäft, sagt der Wirtschaftssenator. Zu viel, sagen CDU und Linke


